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29. Kundmachung: Aufnahme weiterer Staaten in die Organisation der Vereinten Nationen
30. Kundmachung: Geltungsbereich des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Ausliefe-

rungsübereinkommen
31. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über Geldwäsche sowie Ermittlung,

Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten

29. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend die Aufnahme weiterer Staaten in die
Organisation der Vereinten Nationen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten die
Annahme der in der Satzung der Vereinten Nationen (BGBl. Nr. 120/1956, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. Nr. 859/1993) enthaltenen Verpflichtungen erklärt und sind gemäß Art. 4 der
Satzung Mitglieder der Vereinten Nationen geworden:

Staaten: Datum der Annahme
der Erklärung:

Estland 17. September 1991
Jugoslawien, Bundesrepublik 1. November 2000
Kiribati 14. September 1999
Nauru 14. September 1999
Palau 15. Dezember 1994
Tonga 14. September 1999
Tuvalu 5. September 2000

Schüssel

30. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zweiten Zu-
satzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Schweden seine anlässlich der Hinter-
legung der Ratifikationsurkunde abgegebene Erklärung *) zum Zweiten Zusatzprotokoll zum Europäi-
schen Auslieferungsübereinkommen (BGBl. Nr. 297/1983, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs
BGBl. III Nr. 4/2001) mit Wirksamkeit vom 24. November 2000 zurückgezogen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 297/1983

Schüssel

31. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträ-
gen aus Straftaten

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Liechtenstein am 9. November 2000 seine
Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und
Einziehung von Erträgen aus Straftaten (BGBl. III Nr. 153/1997, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. III Nr. 5/2001) hinterlegt.
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Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Liechtenstein nachstehende Vorbehalte
erklärt:

In Übereinstimmung mit Art. 6 Abs. 4, dass Abs. 1 des Art. 6 nur auf jene Haupttaten Anwendung
finden wird, die Verbrechen nach dem Gesetz Liechtensteins (§ 17 des Strafgesetzbuches Liechtensteins)
sind.

In Übereinstimmung mit Art. 14 Abs. 3, dass Abs. 2 des Art. 14 nur vorbehaltlich der
Verfassungsgrundsätze und der Grundzüge der Rechtsordnung des Fürstentums Liechtenstein Anwendung
findet.

In Übereinstimmung mit Art. 21 Abs. 2, dass an Personen im Fürstentum Liechtenstein gerichtete
gerichtliche Schriftstücke nur durch die zuständige Behörde Liechtensteins (Rechtsdienst der Regierung)
an sie übermittelt werden.

In Übereinstimmung mit Art. 25 Abs. 3, dass, sofern die Ersuchen und die beigefügten Schriftstücke
nicht in Deutsch abgefasst sind, diese mit einer Übersetzung ins Deutsche oder Englische versehen sein
müssen.

In Übereinstimmung mit Art. 32 Abs. 2, dass in Anwendung dieses Übereinkommens durch das
Fürstentum Liechtenstein zur Verfügung gestellte Informationen und Beweismittel ohne vorherige
Zustimmung der zentralen Behörde Liechtensteins (Rechtsdienst der Regierung) nicht für andere als die in
dem Ersuchen bezeichneten Ermittlungen oder Verfahren verwendet werden dürfen.

Schüssel


